
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Dieses Jahr standen die Internationalen Wochen 
gegen Rassismus vom 11. bis 24. März noch unter 
dem Eindruck des grausamen, rassistischen Ter-
roraktes von Neuseeland, bei dem 50 Muslime 
getötet wurden. In über 1.700 Moscheegemein-
den fanden daher Predigten und Gebete statt, 
die sich mit den Menschen in Neuseeland solida-
risierten. Der DGB-Vorsitzende Reiner Hoffmann 
betonte beim Besuch eines Freitagsgebetes die 
Verbundenheit mit Muslim*innen: „Wir brauchen 
viel mehr Orte der Begegnung, um Vorurteile ab-
zubauen, um miteinander ins Gespräch zu kom-
men und so für einen gesellschaftlichen Zusam-
menhalt zu sorgen.“ In vielen der mehr als 1.850 
gemeldeten Veranstaltungen wurde in Beiträgen 
und Schweigeminuten der Menschen in Neusee-
land gedacht. „Noch nie gab es bei den UN-Wo-
chen gegen Rassismus so zahlreiche und vielfäl-
tige Veranstaltungen. Die Solidarität mit den 
Opfern des antimuslimischen Rassismus in Neu-
seeland war beeindruckend. In Synagogen, Kir-
chen und Moscheen wurde betont, dass Terror 
nicht mit Religion vereinbar ist. Bei Gewalt gegen 
Juden, Christen oder Muslime schließen sich die 
Glaubensgemeinschaften enger zusammen“, so 
Jürgen Micksch, Vorstand der Stiftung für die In-
ternationalen Wochen gegen Rassismus. Rassis-
tische und nationalistische Gruppierungen mo-
bilisieren jedoch gegenwärtig für die Europa- 
wahlen am 26. Mai 2019. Unter dem Motto „Euro-
pa wählt Menschenwürde“ werden daher die Ak-
tivitäten der Stiftung gegen Rassismus in diesem 
Jahr bis zu den Europawahlen fortgesetzt. Auch 
unser Vorsitzender Giovanni Pollice, gleichzeitig 
Mitglied im Stiftungsrat der Stiftung gegen Ras-
sismus, appellierte anlässlich des 21. März an Zi-
vilcourage und klare Haltung im Kampf gegen 
Rassismus: „Jeder und jede einzelne kann einen 
Beitrag dazu leisten und im Alltag seine Stimme 
gegen Diskriminierung, Ausgrenzung und Rassis-
mus erheben – denn oft merkt man erst dann, 
was man an Freiheit und Frieden hat, wenn sie in 
Gefahr sind. Die Europawahl ist auch vor diesem 
Hintergrund eine Richtungsentscheidung: Euro-
pa ist ein Garant für Frieden, Freiheit und Solida-
rität. Mein Appell: Geht wählen und bewegt viele 
Bürgerinnen und Bürger, es auch zu tun. Wir müs-
sen den Populisten, Rassisten und Menschen-
feinden Einhalt gebieten!“
Dass die DGB-Gewerkschaften sich aktiv gegen 
Rassismus engagieren, zeigten auch in diesem 
Jahr wieder die vielfältigen Aktivitäten vor Ort im 
Rahmen der Internationalen Wochen, von denen 
einige Schlaglichter hier aufgezeigt werden sol-
len: Die Kolleg*innen der IG Metall Dortmund be-
teiligten sich zum Beispiel gemeinsam mit der 
IG Metall Bochum-Herne an den Internationalen 

Wochen gegen Rassismus mit einer Luftballon-
Aktion in der Innenstadt, um zu zeigen, dass Ras-
sismus keinen Platz hat und die Argumente der 
Populist*innen nur aus heißer Luft sind – wie die 
Ballons. Rechtspopulismus entgegentreten, das 
haben sich die IG Metall-Vertrauensleute in Kiel 
zum Ziel gesetzt und gleich ein zweitägiges Semi-
nar im Rahmen der Internationalen Wochen un-
ter diesem Motto organisiert. Ebenfalls im hohen 
Norden in Kiel waren die Kolleg*innen von ver.di 
mit einem Info-Stand am 21. März im Einsatz und 
verteilten Material der Gelben Hand. Auf der ver.
di-Landesbezirkskonferenz NRW Mitte März setz-
ten die 300 Delegierten mit einer großen Fotoak-
tion vor der Duisburger Mercatorhalle ein deutli-
ches Zeichen dafür, dass Menschenrechte „#un- 
teilbar“ sind. Die Gelbe Hand war mit einem Info-
stand dabei. Die Besucher*innen an unserem 
Stand konnten sich von einer Fotobox fotografie-
ren lassen, das Bild wurde automatisch ergänzt 
um das #unteilbar-Logo und die Gelbe Hand! 
Kolleg*innen der IG BCE waren ebenfalls im 
Rahmen der Internationalen Wochen aktiv. Die 
IG BCE Ortsgruppe in Hamburg Bergedorf bei-
spielsweise organisierte wie jedes Jahr eine In-
fo-Aktion in der Einkaufsmeile. In Alsdorf luden 
die Kolleg*innen des Arbeitskreises Migration 
und des Bezirksfrauenausschusses am 21. März 
zur interessanten Abendveranstaltung „Rechts-
populismus in Europa – Gefahr für die Demo-
kratie?“ mit dem Europa-Abgeordneten Dennis 
Radtke. Auch im Hauptsitz in Hannover stand 
die zentrale Veranstaltung zu den Internationa-
len Wochen gegen Rassismus im Zeichen der 
richtungsweisenden Europa-Wahl. Unter dem 
Motto „Europa wählt Menschenwürde – Demo-
kratische Grundwerte verteidigen“ forderte 
IG BCE-Vorstandsmitglied Petra Reinbold-Kna-
pe angesichts des erstarkenden Rechtspopulis-
mus „mehr Lust auf Europa“ und mehr Engage-
ment für die großen Werte Europas: Frieden, 
Solidarität, Offenheit und Vielfalt.  

Für ein Europa der Menschenwürde 
Starkes gewerkschaftliches Engagement zu den Internationalen Wochen  
gegen Rassismus  
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Europa. Jetzt aber richtig!
DGB-Aufruf zum 1. Mai 2019 

Wenn es die Europäische Union nicht 
gäbe, müsste man sie erfinden. Die 
EU hat dafür gesorgt, dass wir in 
Europa seit Jahrzehnten in Frie-
den leben. Und sie hat für die Menschen in Deutsch-
land und europaweit erhebliche Vorteile gebracht: 
Wir können frei in Europa reisen und arbeiten. Bei 
Arbeitszeiten, Urlaub, Mutterschutz und in vielen 
anderen Bereichen der Arbeitswelt schützt und er-
weitert die EU die Rechte der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Und auch wirtschaftlich profi-
tiert Deutschland enorm von der Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union. Trotzdem erleben immer 
mehr Menschen, dass in der EU die Interessen der 
Märkte oft Vorrang haben vor sozialen Belangen. 
Und das, obwohl heute mehr denn je gilt: Nur eine 
gemeinsame und solidarische Politik für ganz Euro-
pa bringt uns weiter. Der Deutsche Gewerkschafts-
bund fordert deshalb: Europa. Jetzt aber richtig! 
Für uns heißt das: Dem Bekenntnis, Europa sozialer 
zu machen, müssen jetzt auch Taten folgen. 
Die Rechtspopulisten und Nationalisten in Europa 
bieten keine Lösungen – im Gegenteil: Die Brexit-
Abstimmung in Großbritannien und ihre Folgen 
haben gezeigt, wohin es führt, wenn diejenigen die 
Oberhand gewinnen, die Ängste schüren, aber kei-
nerlei Konzepte für die Zukunft haben. Am 1. Mai 
zeigen wir klare Kante gegen Rechts und alle, die 
unser Land und Europa spalten wollen. Wir sagen 
Nein zu Intoleranz, Nationalismus, Rassismus und 
Rechtspopulismus. Deswegen gehen wir am 1. Mai 
gemeinsam auf die Straße: Wir machen den Tag der 
Arbeit zum Tag der europäischen Solidarität. Und 
wir kämpfen gemeinsam für gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt und sozialen Fortschritt in Deutsch-
land: für Gute Arbeit, gute Einkommen und Arbeits-
bedingungen, mehr Tarifbindung und eine Rente, 
die für ein gutes Leben reicht. Wir rufen alle Bürge-
rinnen und Bürger auf, am 26. Mai 2019 an der Euro-
pawahl teilzunehmen: für ein solidarisches und 
gerechtes Europa.
Den Aufruf des DGB in voller Länge findet ihr unter: 
https://www.dgb.de/themen/++co++c42b3c70-
499d-11e9-b5c0-52540088cada



Am Info-Stand 
besuchten uns die  
IG Metall-Vorstands-  
mitglieder  
Ralf Kutzner (l.) und 
Hans-Jürgen Urban 
(r.) zusammen mit  
Dr. Klaudia Tietze, 
Geschäftsführerin 
Gelbe Hand.

Vielfalt abbilden, Rassismus bekämpfen
3. Bundekonferenz der Migrant*innen in ver.di  

Die Stärke der IG Metall: Einheit in Vielfalt 
IG Metall Personengruppenkonferenz vom 27. bis 30. März in Mannheim 

pelverein (Gelbe Hand) und somit auch dessen 
Geschäftsstelle dauerhaft gesichert wird. (...)  
ver.di wird sich auch weiterhin maßgeblich an 
der Finanzierung des Vereins beteiligen“.  Pollice 
bedankte sich herzlich für diese tolle Unterstüt-
zung. Sehr erfreulich ist auch, dass viele Kol-
leg*innen Fördermitglied des Kumpelvereis ge-
worden sind, u. a. auch das Bundes vorstands- 
mitglied Dagmar König.
Für unser Vorstandsmitglied Romin Khan ist es 
wichtig, dass Vielfalt zu sich in den Organisa-
tionsstrukturen einer Gewerkschaft widerspie-
gelt. Er griff auf der Konferenz das Motto „Kein 
wir ohne uns“ auf, das nicht nur auf den Flyern, 
Stickern und Taschen, sondern auch ausfor-
muliert in den Konferenzanträgen zu finden 
war: „Wenn die Gruppe von Mitgliedern mit Mi-
grationsbezügen wächst, aber in den Gremien 
unterrepräsentiert ist, dann gefährdet dies die 
Zukunftsfähigkeit von ver.di“, sagte Khan. 
Erdogan Kaya, Vorsitzender des ver.di-Bundes-
migrationsausschusses, sieht ver.di dahinge-
hend auf einem guten Weg. Ver.di kämpfe für 
gute Löhne und gute Arbeitsbedingungen und 
die gestiegenen Mitgliederzahlen bei den Mi -
grant*innen zeigten das große Vertrauen die-
ser Kolleg*innen in die Gewerkschaft. „Kein wir 
ohne uns – wir stärken ver.di als vielfältige Or-
ganisation“, betonte Kaya. Ein Schritt in diese 
Richtung ist auch der Aufruf im neuen Trainee-
Programm von ver.di zur Ausbildung von 
Gewerkschaftssekretär*innen. Darin heißt es: 
„Wir schätzen die Vielfalt in der Arbeitswelt 

ner, Zweite Vorsitzende der IG Metall: „Die Arbeits-
welt und die Gesellschaft werden weiblicher, 
 werden internationaler, werden vielfältiger und 
werden akademischer.“ Diese Vielfalt sei seit je 
her eine Stärke der IG Metall, die es kreativ zusam-
menzuführen gelte. Dass dies gelingt, zeigt die 
Tatsache, dass in allen vier Personengruppen Mit-
gliederzuwächse zu verzeichnen sind. Vor allem 
bei der Jugend: Bei Auszubildenden, dual Studie-
renden und Studierenden hatte die IG Metall Ende 
2018 fast 130.000 Mitglieder – innerhalb von vier 
Jahren ein Plus von fast 14 Prozent. Was die Inter-
kulturalität anbelangt, so ist die IG Metall eine der 
vielfältigsten Organisationen Deutschlands. „Wir 
wachsen auch bei den Mitgliedern ohne deut-
schen Pass. Ein Viertel unserer Mitglieder hat ei-
nen Migrationshintergrund“, erklärte die Zweite 
Vorsitzende der IG Metall und machte gleichzeitig 
deutlich, worauf es ankommt: „Ein diskriminie-
rungsfreies Miteinander im Betrieb. Das ist das 
herausragende Thema für unsere Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund. Und es gibt auch ei-
nen Grund dafür: Die Satzung der IG Metall und 
das Betriebsverfassungsgesetz machen keinen 
Unterschied nach der Herkunft der Menschen. Das 
ist die Grundlage für ein diskriminierungsfreies 
Miteinander. Dieses Miteinander werden wir gera-
de wegen der Zunahme von Rassismus und Hetze 
in unserer Gesellschaft entschlossen verteidigen.“

und streben die Erhöhung des Anteils von 
Kolleg*innen mit Einwanderungsbiographien/
Migrationshintergrund an.“
Ver.di-Vorsitzender Frank Bsirske forderte in 
seiner Rede die Kolleg*innen auf, sich an der 
kommenden Europawahl zu beteiligen und 
verband dies mit einem flammenden Appell, 
sich gegen den grassierenden Rechtspopulis-
mus zu engagieren: „Die deutsche Brexit-Partei 
ist die AfD. Das sind politische Geisterfahrer, 
die die Gesellschaft spalten wollen und nur 
Scheinlösungen anbieten“, führte Bsirske aus.
Dagmar König, im ver.di-Bundesvorstand zu-
ständig für Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik und 
für die Arbeit der Migrant*innen, betonte in ih-
rem Grußwort die Bedeutung von Arbeit für die 
Integration: „Wir müssen alles tun, damit die, 
die zu uns kommen, in der Mitte der Gesell-
schaft ankommen. Arbeit und Ausbildung sind 
zentrale Hebel für eine Teilhabe an der Gesell-
schaft und als Gewerkschaft und betriebliche 
Interessensvertretungen tragen wir unseren 
Teil dazu bei, dass Integration gelingt. Dafür 
möchte ich mich bei euch herzlich bedanken“, 
erklärte König an die Aktiven vor Ort gerichtet. 
Einen ausführlicheren Bericht zur Bundeskon-
ferenz der Migrant*innen findet ihr unter:
https://arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.
de/ueber-uns/nachrichten/++co++96342d2c-
5a00-11e9-8293-525400423e78

Beschlüsse dahingehend fassten die 260 Dele-
gierten der IG Metall-Jugendkonferenz. So soll in 
Zukunft die Erinnerungskultur und Gedenkstät-
tenarbeit ausgebaut werden. Auch die Betriebe 
sollen in die Pflicht genommen werden, noch 
stärker zur NS-Zeit aufzuklären im Angesicht des 
zunehmenden Rechtsrucks. Darauf zielt mit Blick 
auf die Europawahl auch die Initiative #klareKan-
te der IG Metall Jugend, die auf der Konferenz 
noch einmal bekräftigt wurde. Die Initiative #kla-
reKante macht sich für ein freies, vielfältiges und 
offenes Europa stark – gegen Ausgrenzung, Natio-
nalismus und rassistische Stimmungsmache. 
Auf der Migrationskonferenz diskutierte am ersten 
Tag Christiane Benner, Zweite Vorsitzende der 
IG Metall, u. a. mit Migrationsforscher Aladin El-
Mafaalani, wie man Vielfalt in Unternehmen, Ge-
werkschaft und Gesellschaft verankern könne. Am 
zweiten Tag ging es dann unter dem Motto „Von 
der Idee zur Aktion“ um die konkrete Umsetzung. 
In mehreren Workshops beschäftigten sich die 
rund 200 Teilnehmer*innen u. a. mit den Themen 
Rechtspopulismus und Rassismus, Flucht und be-
triebliche Integration sowie mit der IG Metall als 
Integrationsmotor in Betrieb und Gesellschaft und 
entwickelten abschließend Handlungsmöglich-
keiten für die gewerkschaftliche und betriebliche 
Arbeit. Die Personengruppenkonferenz macht ei-
nes deutlich: Die IG Metall ist in Vielfalt geeint – 
und zeigt klare Kante gegen Rechts. 
Mehr Infos zur Initiative #klareKante findet ihr 
unter: https://junge-igm.zusammenhandeln.
org/klarekante

Am 29. und 30. März fand in der Bundesverwal-
tung in Berlin die 3. ver.di Bundeskonferenz der 
Migrant*innen statt. Die 50 Delegierten der Mi -
grationskonferenz berieten 23 Anträge, mit de-
nen die Delegierten die migrations- und gesell-
schaftspolitische Beschlussfassung von ver.di 
mit beeinflussen. Viele Anträge wurden daher 
an den ver.di-Bundeskongress im September in 
Leipzig weitergeleitet. Zentrale Forderungen 
waren dabei unter anderem: politische Teilhabe 
durch doppelte Staatsangehörigkeit und Wahl-
recht, Verbesserung des Arbeitsmarktzugangs 
für migrantische Frauen, sichere Aufenthalts- 
und Arbeitsrechte für Geflüchtete, interkultu-
relle Öffnung des öffentlichen Dienstes, Unter-
stützung der zivilen Seenotrettung auf dem 
Mittelmeer, Abgrenzung und Bekämpfung von 
rassistischen Parteien wie der AfD und ihren 
Funktionären, die satzungsmäßige Verankerung 
von Vielfalt bei ver.di unter dem Motto #KeinWir-
OhneUns, Umsetzung eines ver.di-Gesamtkon-
zepts für Vielfalt zur Absicherung der positiven 
Mitgliederentwicklung unter Migrant*innen. 
Die Gelbe Hand war ebenfalls auf der Konferenz 
durch den Vorsitzenden Giovanni Pollice und 
den stellvertretenden Vorsitzenden Romin Khan, 
der als für Migrationspolitik zuständiger Refe-
rent bei ver.di für die Organisation der Konferenz 
verantwortlich war, vertreten. Erfreut zeigte sich  
Pollice darüber, dass sich die Delegierten in ei-
nem der Anträge für die Unterstützung des Kum-
pelvereins ausgesprochen haben. So heißt es 
darin: „ver.di setzt sich dafür ein, dass der Kum-

In Mannheim tagten vom 27. bis 30. März 2019 
vier Konferenzen der IG Metall. Unter dem ge-
meinsamen Motto „Wir und Jetzt“ kamen knapp 
1300 Delegierte aus den Bereichen Frauen, 
Migrant*innen, Jugend und Angestellte zusam-
men, um über aktuelle Themen zu diskutieren 
und die politischen Vorhaben für die nächsten 
vier Jahre zu planen. Ein übergreifendes Thema 
war die Frage nach der Veränderung der Arbeits- 
und Lebenswelt durch die Digitalisierung, aber 
auch die klare Haltung der IG Metall, Vielfalt zu 
fördern und Rassismus immer und überall ent-
schieden entgegenzutreten. Der Kumpelverein 
war – vertreten durch den Vorsitzenden Giovanni 
Pollice, die Geschäftsführerin Dr. Klaudia Tietze  
und das Fördermitglied Thomas Kasper – mit ei-
nem Info-Stand vor Ort. 
Dass diese vier Gruppen- Frauen, Jugend, Mi -
grant*innen und Angestellte – in Mannheim ge-
meinsam und gleichzeitig tagten, passe zu den 
Megatrends unserer Zeit, betonte Christiane Ben-



Gegen Diskriminierung und Antisemitismus 
Gelbe Hand-Workshop in Berliner Berufsschule 

Gelbe Hand-Aufkleber auf allen Dienstwagen   
Der Stadtentwässerungsbetrieb der Landeshauptstadt Düsseldorf setzt Zeichen 
gegen Rassismus  

Am 28. und 29. März führte unsere Referentin 
Sandra Hoeboer einen Workshop zu Antidis-
kriminierung und Antisemitismus an der Be -
rufsschule Oberstufenzentrum Bürowirtschaft 1 
durch. 15 Berufschüler*innen zwischen 17 und 
22 Jahren, die sich in der schulischen Ausbildung 

zu Bürofachkräften befin-
den, nahmen am zweitägi-
gen Workshop teil. Spiele-
risch wurden die Mecha- 
nismen und die Wirkweise 
von Vorurteilen vermittelt 
und so für verschiedene 
Formen der Diskriminie-
rung und Abwertung sen-

Magenta ist bunt! 
Gelbe Hand auf der Betriebsversammlung 
der Telekom Ausbildung in Düsseldorf 

Als der Termin der Betriebsversammlung der 
Telekom Ausbildung auf den 21. März fiel, war 
das Thema im Prinzip gesetzt. „Wir wollten am 
Internationalen Tag gegen Rassismus ein Zei-
chen setzen, dass Diskriminierung, Ausgren-
zung und Hetze weder bei uns in der Telekom, 
noch in der Gesellschaft Platz haben“, erklärte 
Fikret Fejzovic, Vorsitzender des Betriebsrates 

Telekom Ausbildung. Die Telekom stehe für 
Vielfalt, so Fejzovic. Eine Vielfalt, die der gebür-
tige Bosnier muslimischen Glaubens selbst per-
sonifiziert und die im gesamten Unternehmen 
Wertschätzung erfährt. In einem Video des Ge-
samtbetriebsrates, das zu Beginn der Versamm-
lung den rund 150 Teilnehmer*innen gezeigt 
wurde, äußerten sich Beschäftigte der Telekom 
zu Vielfalt und Rassismus. Die Botschaft laute-
te: Magenta (Farbe der Telekom AG, Anm. d. 
Red.) ist bunt!“ 
Daher lag es auch nahe, für die Betriebsver-
sammlung den Kumpelverein einzuladen. Ge-
schäftsführerin Dr. Klaudia Tietze war vor Ort 
und überbrachte den Teilnehmer*innen ein 
Grußwort: „Als Gelbe Hand setzen wir uns ge-
gen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in der 
Arbeitswelt ein. Es wichtig, dass gerade ihr in 
der Telekom Ausbildung, die ihr mit jungen Azu-
bis arbeitet, als Multiplikator*innen fungiert 
und der Jugend demokratische Grundwerte 
vermittelt. Das bringt ihr heute zum Ausdruck. 
In Zeiten des zunehmenden Rechtspopulismus 
ist das ein positives Signal! Wir stehen gemein-
sam für Vielfalt und Solidarität!“ 
Im Anschluss gab es die Möglichkeit sich an den 
Info-Ständen zu den Themen auszutauschen. 
Um das Thema noch symbolisch und visuell 
aufzubereiten, erstellten die Teilnehmer*innen 
eine Fotocollage mit dem Banner der Gelben 
Hand. Einen spannenden Gastbeitrag gab es 
anschließend von der Autorin und Islam-Exper-
tin Lamya Kaddor. Sie stellte ihr Buch „Die Zer-
reißprobe“ vor und ging der Frage nach, ob die 
Angst vor dem Fremden die Demokratie zerstö-
re. Damit dies nicht geschehe, ging am Ende 
von der Betriebsversammlung der Telekom 
Ausbildung der Appell aus, an den kommenden 
Europawahlen die Demokratie und nicht deren 
Gegner*innen zu stärken.

Rechtspopulismus und Sozialpolitik  
Workshop mit dem DGB Niederbayern in Landshut 

Rechtsextreme und rechtspopulistische Parteien 
sind in ganz Europa auf dem Vormarsch. Insbe-
sondere Arbeiter*innen und Erwerbslose schei-
nen sich von ihnen angesprochen zu fühlen. Sie 
sind zunehmend eine Zielgruppe der Rechtspo-
pulisten und Rechtsextremen geworden – eine 
Herausforderung für die Gewerkschaften. In Ko-
operation mit dem DGB Niederbayern und der 
DGB Jugend Niederbayern fand daher am 
23. März der Workshop „Rechtspopulismus und 
Sozialpolitik“ in Landshut statt. Die gewerk-
schaftlich aktiven Teilnehmer*innen tauschten 
sich über rechte Strukturen in Bayern und 
Deutschland sowie über Handlungsmöglichkei-
ten in Betrieb, Schule und Gewerkschaft aus. 
Während Wolfgang Veiglhuber, Mitarbeiter in der 
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit, in zeithistori-
scher Perspektive die Entwicklung sozialpoli-
tische Positionen rechter Parteien von damals bis 
heute aufzeigte, analysierte der Publizist und 
Rechtsextremismus-Experte, Jan Nowak, die 
rechtsextremen und rechtspopulistischen Ein-
flüsse bei der Landtagswahl in Bayern im letzten 
Jahr. Im Anschluss referierte unsere Referentin 

Die Dienstfahrzeuge des Stadtentwässerungs-
betriebs in Düsseldorf werden zu fahrenden 
Symbolen gegen Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit. Der Personalrat fasste den Beschluss, 
die Betriebsleitung unterstützte die Aktion, nun 
wurde er in die Tat umgesetzt: Die Dienstwagen 
des Stadtentwässerungsbetriebs Düsseldorf 
wurden allesamt mit Aufklebern der Gelben 
Hand beklebt. Auf der letzten Personalver-
sammlung kündigte der Vorsitzende des Perso-
nalrates, ver.di-Kollege Stephan Hammer, die 
Aktion an. Für ihn stellt dies ein wichtiges Be-
kenntnis des Unternehmens – nach innen und 
nach außen dar: „Unsere 500 Mitarbeiter sind 
ein bunter Haufen. Egal, wo man herkommt, 
hier ist jeder willkommen. Es braucht diese Of-

sibilisiert. „Man kann durch Rollenspiele Diskri-
minierung erlebbar machen. Zum Beispiel, in 
dem man einen Kreis bildet, und alle, deren Na-
men mit einem A beginnt, müssen raus und wer-
den ausgeschlossen“, erklärte Sandra Hoeboer, 
„der Effekt ist oftmals einprägsamer.“ Am zwei-
ten Tag vertiefte die kulturell bunt gemischte 
Klasse das Thema Antisemitismus, wobei vermit-
telt wurde, wo die Grenzen zwischen legitimer 
Kritik an Israel und antisemitischen Einstellun-
gen verlaufen. „Gerade mit Bezug auf unsere Ge-
schichte ist immer wieder wichtig, und heute 
vielleicht mehr denn je, Wissen zu vermitteln und 
sich klar gegen Antisemitismus auszusprechen“, 
unterstrich die Gelbe-Hand Referentin. 

v.l. Janine Mentzen, Kaufmännische Leitung, Stephan Hammer, 
Personalratsvorsitzender, und Ingo Noppen, Technische Leitung, 
setzen mit der Gelben Hand ein Zeichen!  
 (Foto: Stadtentwässerungsbetrieb Düsseldorf)

Sandra Hoeboer 
zu den Heraus-
forderungen der 
Gewerkschaften 
mit rechten Ten-
denzen in der 
Arbeitswelt, wie beispielsweise der rechten Be-
triebsratsliste „Zentrum Automobil“, die in eini-
gen Unternehmen der Automobilindustrie ver-
stärkt Fuß fasst. Die Ursachenanalyse, warum 
Arbeitnehmer*innen sich angesprochen fühlen 
von rechtspopulistischen Positionen ist viel-
schichtig: „Soziale Abstiegsängste, Wandlungs-
prozesse, Globalisierung und Migration spielen 
eine Rolle, aber auch Unzufriedenheit mit etab-
lierten Parteien“, betonte Hoeboer. Abschließend 
diskutierten die Teilnehmer*innen Handlungsop-
tionen, um diesen Tendenzen in der Arbeitswelt 
und in der Gesellschaft entgegenzutreten. Einig 
war man sich in dem Punkt, dass man den „einfa-
chen Lösungen“ der Rechten, die eigenen Lösun-
gen entgegenstellen und verständlich artikulie-
ren müsse. Es gelte, die eigenen Werte wieder 
stärker in die Betriebe zu tragen. 

fenheit eines jeden, um miteinander klar zu 
kommen“, erklärte Stephan Hammer. Sie woll-
ten mit dieser Aktion deutlich machen, dass sie 
als Unternehmen fremdenfeindliche Einstellun-
gen in keiner Weise dulden. Angesichts der poli-
tischen Entwicklung sei dies notwendiger denn 
je: „Diese Botschaft wollen wir auch sichtbar in 
die Gesellschaft hineintragen. Das tun wir durch 
das Bekleben der Dienstwagen mit dem auffälli-
gen Symbol 
der Gelben 
Hand als ge -
werkschaft-
liches Logo 
gegen Ras-
sismus.“ 
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An 
dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für 
die Unterstützung.
Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure 
finanzielle und ideelle Unterstützung! 
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch 
durch eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen 
des Stickers, durch aktives Eintreten für Gleichbehandlung, gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 
Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuer-
lich abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquit-
tung ausgestellt. 
Wir sind für jeden Beitrag dankbar!
Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Mehr Gleichbehandlung im Arbeitsleben!  
Bericht der Antidiskriminierungsstelle zu Diskriminierung  
in der Arbeitswelt 

Frauen und Rechtsextremismus –  
ein Widerspruch?   
Broschüre des Monats

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) hat im Frühjahr 2019 
mit ihrem ersten Jahresbericht Bilanz zum Stand der Gleichbehandlung 

in Deutschland gezogen. Dabei wurde klar: Dis-
kriminierungen im Arbeitsleben sind immer 
noch viel zu oft an der Tagesordnung. 
Aufgabe der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes (ADS) ist unter anderem die Beratung 
von Menschen, die Diskriminierung erfahren. 
Damit hilft sie, das 2006 in Kraft getretene Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) umzu-
setzen. Ziel des Gesetzes ist es, Benachteiligun-
gen aus Gründen der ethnischen Herkunft oder 
rassistischen Zuschreibung, des Geschlechts, 
der Religion oder Weltanschauung, einer Be-
hinderung, des Alters, der sexuellen Identität zu 
verhindern und zu beseitigen.

Im Jahr 2018 erhielt die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) 
knapp 3.500 Beratungsanfragen – ein deutlicher Anstieg im Vergleich 

Spätestens seit der Silvesternacht 2015/2016 in Köln 
werden sexuelle Übergriffe bzw. jegliche Gewalt gegen 
Frauen von Rechten instrumentalisiert, um fremden-
feindliche Hetze zu verbreiten. Dieser offenkundige Ras-
sismus, in dem nur die nicht-deutsche Bevölkerung zu 
Tätern gemacht wird, ist ein wichtiges Ideologieelement 
der „rechten Bewegung“ geworden. Gleichzeitig wird 
das moderne, selbstbestimmte Frauenbild vom rechten 
Gesellschaftsmodell angezweifelt. Die Kritik gegen das „Gender Mainstrea-
ming“ findet Einzug nicht nur in den öffentlichen Diskurs, sondern macht 
ebenso wenig Halt vor den Werkstoren und wird zunehmend zu einem Pro-
blem für die Durchsetzung der Gleichbehandlung der Geschlechter am 
 Arbeitsplatz. Die Tagungsdokumentation der Gelben Hand “Frauen und 
Rechtsextremismus – ein Widerspruch? Feminismus und Antirassismus zu-
sammengedacht“ versucht die Widersprüchlichkeiten des rechten Gesell-
schaftsmodells zu enttarnen, die demokratiegefährdenden Tendenzen auf-
zudecken und Handlungsop tionen für Multiplikator*innen und Aktive zu 
liefern. Während in einem ersten theoretischen Teil der Publikation die ver-
schiedene antifeministischen Strömungen und die Netzwerke der Neuen 
Rechten beleuchtet werden, werden im weiteren Verlauf die betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Maßnahmen und Gegenargumente aufgezeigt. Die 
Publikation zum Download gibt es unter: https://www.gelbehand.de/ 
fileadmin/user_upload/download/publikationen/Tagungsdokumentati-
on_2018_final.pdf

Frauen und rechts extremismus —  
ein Widerspruch?
Feminismus und  antirassismus  
zusammen gedacht
Broschüre zur Tagung am 08./09. Juni 2018

Annelie Buntenbach, 
DGB-Bundesvorstands-
mitglied (Foto: Simone  
 M. Neumann)

zum Vorjahr. Bei den Beratungsanfragen geht es am häufigsten um Dis-
kriminierung beim Zugang zu Beschäftigung und innerhalb der Beschäf-
tigung, also Diskriminierungsfälle im Arbeitsleben. Die gestiegene Nach-
frage nach Beratung und die gemischte Bilanz aus den Ergebnissen der 
Beratungsanfragen der ADS zeigen: Es gibt erhebliches Verbesserungs-
potenzial beim Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz und auch bei sei-
ner Umsetzung durch die Arbeitgeber*innen.
„Eines der zentralen Probleme des Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes ist, dass Betroffene ihre Rechte gerichtlich oft nur schwer durch-
setzen können“, kritisiert Annelie Buntenbach, DGB-Vorstandsmitglied. 
„Das muss endlich besser geregelt werden“, so Buntenbach weiter. Dass 
die Beratungsanfragen bei der ADS im Vergleich zu den Vorjahren weiter 
ansteigen deutet der DGB dennoch auch als positives Zeichen, denn Be-
troffene lassen erfahrene Diskriminierung und Ausgrenzung nicht mehr 
einfach über sich ergehen, sondern holen sich Hilfe und Unterstützung. 
„Der Gang zum Gericht ist jedoch nicht immer angemessen oder zu 
langwierig für Betroffene“, erklärt Annelie Buntenbach.
Mehr Infos zum Jahresbericht der Antidiskriminierungsstelle unter: https://
www.dgb.de/themen/++co++457c8a86-5614-11e9-82cc-52540088cada


